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Stadtrat

Auszug aus dem Protokoll Sitzung vom 19. August 2026

2026/188 0.01.02.02 Verordnungen (inkl. Gemeindeordnung)

Teilrevision Entschdadigungsverordnung, Antrag um zweite Fristerstreckung
(Parlamentsgeschift 25.06.02)

Beschluss Stadtrat

1. Antrag und Bericht zur Fristerstreckung fir die erneute Antragstellung der zuriickgewiesenen Teil-
revision der Entschadigungsverordnung werden genehmigt und der Geschaftsleitung des Parla-
ments zur Beschlussfassung unterbreitet.

2. Offentlichkeit des Beschlusses:

Der Beschluss ist per sofort 6ffentlich.

3. Mitteilung durch Sekretariat an:

Parlamentsdienste (als Antrag und Bericht an die Geschaftsleitung)
Schulpflege

Geschaftsleitung

Kommissionen der Stadt Wetzikon

Friedensrichteramt

Rechtskonsulentin

Erwdgungen

Das Ressort Prasidiales, Entwicklung + Kultur unterbreitet dem Stadtrat den Antrag zur erneuten Frister-
streckung fiir die erneute Antragstellung zurlickgewiesenen Teilrevision der Entschadigungsverordnung
zur Uberweisung an die Geschéftsleitung des Parlaments.
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Antrag und Bericht an die Geschiftsleitung Parlamentsgeschaft 25.06.02
Antrag

Der Stadtrat beantragt der Geschaftsleitung des Parlaments, es moge folgenden Beschluss fassen:
(Zustdndig im Stadtrat Pascal Bassu, Ressort Prdésidiales, Entwicklung + Kultur)

Die Frist fur die erneute Antragstellung der Teilrevision der Entschadigungsverordnung vom 23. April
2018 wird um weitere sechs Monate bis zum 1. Marz 2027 erstreckt.

Bericht

Ausgangslage

Das Parlament hat am 1. September 2025 die Teilrevision der Entschadigungsverordnung vom 23. April
2018 zuriickgewiesen und den Stadtrat beauftragt, die Vorlage wie folgt zu Gberarbeiten und dem Par-
lament erneut vorzulegen:

— Einfihrung einer Begrenzung des Arbeitspensums eines Mitglieds des Stadtrats auf 120 % (gesamte
berufliche Tatigkeit inklusive Stadtratsmandat und weiterer Mandate)

— Einfiihrung einer geeigneten Kontrolle dieser Begrenzung

— Einfiihrung von finanziellen Konsequenzen fiir die Entschadigung eines Mitglieds des Stadtrats bei
Uberschreitung dieser Begrenzung

— Priufung weiterer Anregungen aus der Vernehmlassung

— Inkrafttreten der Teilrevision bis zum Ende der laufenden Legislaturperiode

Gemass Art. 25 Abs. 3 Geschaftsordnung des Parlaments betragt die Frist zur erneuten Antragstellung
von zuriickgewiesenen Geschiften 6 Monate. Im vorliegenden Fall wurde die Frist mit SRB 2026/40 vom
25. Februar 2026 erstmalig bis am 31. August 2026 erstreckt, somit |duft diese am 1. September 2026
aus. Die Geschaftsleitung des Parlaments kann diese Frist auf begriindetes Gesuch hin erneut erstrecken.

Erwagungen des Stadtrats

Die seit der ersten Fristerstreckung vorgenommenen Arbeiten haben gezeigt, dass insbesondere die Ein-
fiihrung einer Begrenzung des Arbeitspensums, die Ausgestaltung einer geeigneten Kontrolle sowie die
Festlegung finanzieller Konsequenzen bei einer Uberschreitung nicht losgeldst voneinander betrachtet
werden kénnen, sondern eine gesamtheitliche Uberpriifung der Ausgestaltung des Stadtrats erfordert.

Die mit dem Riickweisungsbeschluss des Parlaments verlangten Uberarbeitungen haben sich als umfang-
reicher erwiesen als urspriinglich angenommen.

Im Rahmen der bisherigen Arbeiten wurden insbesondere die parlamentarischen Beratungen sowie die
Riickmeldungen aus der Vernehmlassung vertieft ausgewertet und hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit ge-
priift. Dabei zeigte sich, dass die unterschiedlichen politischen Erwartungen teilweise erheblich vonei-
nander abweichen und verschiedene Losungsansatze eine vertiefte rechtliche und organisatorische Pri-
fung erfordern.
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Zur Erarbeitung einer fachlich fundierten und politisch tragfahigen Vorlage sind insbesondere folgende
zusatzlichen Abklarungen vorgesehen:

— Vergleich der Organisations-, Anstellungs- und Entschadigungsmodelle verschiedener Schweizer
Stadte und Gemeinden sowie Priifung ihrer Ubertragbarkeit auf die Stadt Wetzikon;

— Vertiefte Priifung der Umsetzung des parlamentarischen Riickweisungsbeschlusses unter Ber{ick-
sichtigung der Riickmeldungen aus der Vernehmlassung.

Die erneute Fristerstreckung soll insbesondere dazu genutzt werden, bis Ende 2026 die erforderlichen
Grundlagenabkldarungen und den Vergleich mit anderen Stadten abzuschliessen. Anschliessend erfolgt
die Erarbeitung der Uberarbeiteten Entschadigungsverordnung sowie der Antrag und die Weisung zu-
handen des Parlaments.

Der Stadtrat erachtet diese zusatzlichen Abklarungen als notwendig, um dem Parlament eine rechtlich
tragfahige, fachlich fundierte und politisch breit abgestitzte Vorlage unterbreiten zu kdnnen. Da diese
Arbeiten innerhalb der laufenden Frist nicht abgeschlossen werden kénnen, ersucht der Stadtrat die Ge-
schaftsleitung des Parlaments gestiitzt auf Art. 25 Abs. 4 der Geschaftsordnung des Parlaments um eine
weitere Erstreckung der Frist um sechs Monate bis zum 1. Marz 2027.

Fir richtigen Protokollauszug:

Stadtrat Wetzikon
Melanie Imfeld, Stadtschreiberin

Protokollauszug Stadtrat Wetzikon, Sitzung vom 19. August 2026 Seite 3 von 3



	Erwägungen
	Erwägungen des Stadtrats

